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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1862 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2017 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 mit Durchführungsvorschriften zur 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der Einfuhren von 

ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die ökologische/biologische 
Produktion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung  
(EWG) Nr. 2092/91 (1), insbesondere auf Artikel 38 Buchstabe d, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der Kommission (2) wird den Kontrollstellen und Kontrollbehörden ein 
bestimmter Zeitraum für die Einreichung ihres Antrags auf Anerkennung im Hinblick auf die Einfuhr konformer 
Erzeugnisse in Übereinstimmung mit Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 eingeräumt. Da die 
Durchführung der Bestimmungen über die Einfuhr konformer Erzeugnisse noch bewertet wird und die 
betreffenden Leitlinien, Muster, Fragebögen und das notwendige elektronische Übermittlungssystem noch 
ausgearbeitet werden, sollte die Frist für die Einreichung der Anträge durch die Kontrollstellen und Kontroll
behörden verlängert werden. 

(2)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
ökologische/biologische Produktion — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 wird das Datum „31. Oktober 2017“ durch das Datum 
„31. Oktober 2018“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 189 vom 20.7.2007, S. 1. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 1235/2008 der Kommission vom 8. Dezember 2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) 

Nr. 834/2007 des Rates hinsichtlich der Regelung der Einfuhren von ökologischen/biologischen Erzeugnissen aus Drittländern  
(ABl. L 334 vom 12.12.2008, S. 25). 



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1863 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2017 

zur Genehmigung einer Änderung der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung 
oder einer geschützten geografischen Angabe (Almansa (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen  
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), insbesondere auf Artikel 99, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Kommission hat den von Spanien gemäß Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 bei der 
Kommission eingereichten Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Produktspezifikation der durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2247/73 der Kommission (2) geschützten Ursprungsbezeichnung „Almansa“ geprüft. 

(2)  Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung der Änderung gemäß Artikel 97 Absatz 3 der Verordnung  
(EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europäischen Union (3) veröffentlicht. 

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 erhoben worden. 

(4)  Deshalb sollte die Änderung der Spezifikation gemäß Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genehmigt 
werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Änderung der Spezifikation des Namens „Almansa“ (g.U.) wird 
genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) Verordnung (EWG) Nr. 2247/73 der Kommission vom 16. August 1973 über die Kontrolle von Qualitätsweinen bestimmter 

Anbaugebiete (ABl. L 230 vom 18.8.1973, S. 12) und Verzeichnis der Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete der Gemeinschaft, 
veröffentlicht durch die Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung in der zuletzt im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlichten Fassung (ABl. C 146 vom 13.6.1986, S. 11). 

(3) ABl. C 194 vom 17.6.2017, S. 33. 



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1864 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2017 

zur Genehmigung einer Änderung der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung 
oder einer geschützten geografischen Angabe (Rosé des Riceys (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen  
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 99, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation der geschützten Ursprungs
bezeichnung „Rosé de Riceys“ geprüft, den Frankreich gemäß Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
gestellt hat. 

(2)  Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation gemäß Artikel 97 Absatz 3 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europäischen Union (2) veröffentlicht. 

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen. 

(4)  Die Änderung der Spezifikation sollte daher gemäß Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genehmigt 
werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Änderung der Spezifikation für den Namen „Rosé de Riceys“ 
(g.U.) wird genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. C 200 vom 23.6.2017, S. 4. 



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/1865 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2017 

zur Genehmigung einer Änderung der Spezifikation einer geschützten Ursprungsbezeichnung 
oder einer geschützten geografischen Angabe (Vacqueyras (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen  
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 99, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation der geschützten Ursprungs
bezeichnung „Vacqueyras“ geprüft, den Frankreich gemäß Artikel 105 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 
gestellt hat. 

(2)  Die Kommission hat den Antrag auf Genehmigung einer Änderung der Spezifikation gemäß Artikel 97 Absatz 3 
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 im Amtsblatt der Europäischen Union (2) veröffentlicht. 

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemäß Artikel 98 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 eingegangen. 

(4)  Die Änderung der Spezifikation sollte daher gemäß Artikel 99 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 genehmigt 
werden. 

(5)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichte Änderung der Spezifikation für den Namen „Vacqueyras“ (g.U.) 
wird genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. C 206 vom 30.6.2017, S. 9. 



BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2017/1866 DES RATES 

vom 12. Oktober 2017 

über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von Fahrzeugregisterdaten in der 
Tschechischen Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (1), 
insbesondere auf Artikel 33, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 25 Absatz 2 des Beschlusses 2008/615/JI darf die in dem Beschluss vorgesehene Übermittlung 
personenbezogener Daten erst beginnen, wenn die allgemeinen Datenschutzbestimmungen des Kapitels 6 des 
genannten Beschlusses in das nationale Recht der an der Übermittlung beteiligten Mitgliedstaaten umgesetzt 
worden sind. 

(2)  Nach Artikel 20 des Beschlusses 2008/616/JI des Rates (3) muss die Überprüfung der Erfüllung der in 
Erwägungsgrund 1 genannten Bedingung bei dem automatisierten Datenaustausch gemäß Kapitel 2 des 
Beschlusses 2008/615/JI auf der Grundlage eines Bewertungsberichts erfolgen, dem ein Fragebogen, ein 
Bewertungsbesuch und ein Testlauf zugrunde liegen. 

(3)  Nach Kapitel 4 Nummer 1.1 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/JI betrifft der von der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe erstellte Fragebogen alle Arten des automatisierten Datenaustauschs und ist von einem 
Mitgliedstaat zu beantworten, sobald dieser davon ausgeht, dass er die Voraussetzungen für einen Austausch von 
Daten der jeweiligen Kategorie erfüllt. 

(4)  Die Tschechische Republik hat den Fragebogen zum Datenschutz und den Fragebogen zum Austausch von 
Fahrzeugregisterdaten ausgefüllt. 

(5)  Die Tschechische Republik hat mit den Niederlanden einen erfolgreichen Testlauf durchgeführt. 

(6)  Es wurde ein Bewertungsbesuch in der Tschechischen Republik durchgeführt, und das niederländisch-slowakische 
Bewertungsteam hat einen Bericht über den Bewertungsbesuch erarbeitet und ihn der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe zugeleitet. 

(7)  Dem Rat wurde ein Gesamtbewertungsbericht mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse des Fragebogens, des 
Bewertungsbesuchs und des Testlaufs zum Austausch von Fahrzeugregisterdaten vorgelegt. 

(8)  Am 18. Mai 2017 hat der Rat festgestellt, dass die an den Beschluss 2008/615/JI gebundenen einzelnen 
Mitgliedstaaten sich darüber einig sind, dass die Tschechische Republik die allgemeinen Datenschutzbestimmungen 
des Kapitels 6 des Beschlusses 2008/615/JI vollständig umgesetzt hat. 

(9)  Daher sollte die Tschechische Republik für die Zwecke des automatisierten Abrufs von Fahrzeugregisterdaten 
berechtigt sein, personenbezogene Daten gemäß Artikel 12 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu 
übermitteln. 
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(1) ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 1. 
(2) Stellungnahme vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(3) Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI zur Vertiefung der grenzüber

schreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABl. L 210 
vom 6.8.2008, S. 12). 



(10)  Mit Artikel 33 des Beschlusses 2008/615/JI werden dem Rat Durchführungsbefugnisse zum Erlass von 
Maßnahmen übertragen, die zur Durchführung des genannten Beschlusses insbesondere für den Empfang und die 
Übermittlung personenbezogener Daten gemäß dem genannten Beschluss erforderlich sind. 

(11)  Da die Voraussetzungen für die Ausübung derartiger Durchführungsbefugnisse vorliegen und das Verfahren dafür 
eingehalten wurde, sollte ein Durchführungsbeschluss über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von 
Fahrzeugregisterdaten in der Tschechischen Republik erlassen werden, um diesem Mitgliedstaat zu ermöglichen, 
personenbezogene Daten gemäß Artikel 12 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(12)  Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich sind durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligen 
sich daher an der Annahme und Anwendung des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 
2008/615/JI — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke des automatisierten Abrufs von Fahrzeugregisterdaten ist die Tschechische Republik berechtigt, personen
bezogene Daten gemäß Artikel 12 des Beschlusses 2008/615/JI ab dem 18. Oktober 2017 zu empfangen und zu 
übermitteln. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Dieser Beschluss wird gemäß den Verträgen angewandt. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
U. REINSALU  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2017/1867 DES RATES 

vom 12. Oktober 2017 

über die Aufnahme des automatisierten Austauschs daktyloskopischer Daten in Portugal 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (1), 
insbesondere auf Artikel 33, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 25 Absatz 2 des Beschlusses 2008/615/JI darf die in dem genannten Beschluss vorgesehene 
Übermittlung personenbezogener Daten erst beginnen, wenn die allgemeinen Datenschutzbestimmungen des 
Kapitels 6 des genannten Beschlusses in das nationale Recht der an der Übermittlung beteiligten Mitgliedstaaten 
umgesetzt worden sind. 

(2)  Nach Artikel 20 des Beschlusses 2008/616/JI des Rates (3) muss die Überprüfung der Erfüllung der in 
Erwägungsgrund 1 genannten Bedingung bei dem automatisierten Datenaustausch gemäß Kapitel 2 des 
Beschlusses 2008/615/JI auf der Grundlage eines Bewertungsberichts erfolgen, dem ein Fragebogen, ein 
Bewertungsbesuch und ein Testlauf zugrunde liegen. 

(3)  Nach Kapitel 4 Nummer 1.1 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/JI betrifft der von der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe erstellte Fragebogen alle Arten des automatisierten Datenaustauschs und ist von einem 
Mitgliedstaat zu beantworten, sobald dieser davon ausgeht, dass er die Voraussetzungen für einen Austausch von 
Daten der jeweiligen Kategorie erfüllt. 

(4)  Portugal hat den Fragebogen zum Datenschutz und den Fragebogen zum Austausch daktyloskopischer Daten 
ausgefüllt. 

(5)  Portugal hat mit Österreich, der Tschechischen Republik und Ungarn einen erfolgreichen Testlauf durchgeführt. 

(6)  Es wurde ein Bewertungsbesuch in Portugal durchgeführt, und das österreichische Bewertungsteam hat einen 
Bericht über den Bewertungsbesuch erarbeitet und ihn der zuständigen Ratsarbeitsgruppe zugeleitet. 

(7)  Dem Rat wurde ein Gesamtbewertungsbericht mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse des Fragebogens, des 
Bewertungsbesuchs und des Testlaufs zum Austausch daktyloskopischer Daten vorgelegt. 

(8)  Am 18. Mai 2017 hat der Rat festgestellt, dass die an den Beschluss 2008/615/JI gebundenen einzelnen 
Mitgliedstaaten sich darüber einig sind, dass Portugal die allgemeinen Datenschutzbestimmungen des Kapitels 6 
des Beschlusses 2008/615/JI vollständig umgesetzt hat. 

(9)  Daher sollte Portugal für die Zwecke des automatisierten Abrufs daktyloskopischer Daten berechtigt sein, 
personenbezogene Daten gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(10)  Mit Artikel 33 des Beschlusses 2008/615/JI werden dem Rat Durchführungsbefugnisse zum Erlass von 
Maßnahmen übertragen, die zur Durchführung des genannten Beschlusses insbesondere für den Empfang und die 
Übermittlung personenbezogener Daten gemäß dem genannten Beschluss erforderlich sind. 
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(1) ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 1. 
(2) Stellungnahme vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(3) Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI zur Vertiefung der grenzüber

schreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABl. L 210 
vom 6.8.2008, S. 12). 



(11)  Da die Voraussetzungen für die Ausübung derartiger Durchführungsbefugnisse vorliegen und das Verfahren dafür 
eingehalten wurde, sollte ein Durchführungsbeschluss über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von 
Fahrzeugregisterdaten in Portugal erlassen werden, um diesem Mitgliedstaat zu ermöglichen, personenbezogene 
Daten gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(12)  Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich sind durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligen 
sich daher an der Annahme und Anwendung des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 
2008/615/JI — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke des automatisierten Abrufs daktyloskopischer Daten ist Portugal berechtigt, personenbezogene Daten 
gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI ab dem 18. Oktober 2017 zu empfangen und zu übermitteln. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Dieser Beschluss wird gemäß den Verträgen angewandt. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
U. REINSALU  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2017/1868 DES RATES 

vom 12. Oktober 2017 

über die Aufnahme des automatisierten Austauschs daktyloskopischer Daten in Griechenland 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf den Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (1), 
insbesondere auf Artikel 33, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 25 Absatz 2 des Beschlusses 2008/615/JI darf die in dem genannten Beschluss vorgesehene 
Übermittlung personenbezogener Daten erst beginnen, wenn die allgemeinen Datenschutzbestimmungen des 
Kapitels 6 des genannten Beschlusses in das nationale Recht der an der Übermittlung beteiligten Mitgliedstaaten 
umgesetzt worden sind. 

(2)  Nach Artikel 20 des Beschlusses 2008/616/JI des Rates (3) muss die Überprüfung der Erfüllung der in 
Erwägungsgrund 1 genannten Bedingung bei dem automatisierten Datenaustausch gemäß Kapitel 2 des 
Beschlusses 2008/615/JI auf der Grundlage eines Bewertungsberichts erfolgen, dem ein Fragebogen, ein 
Bewertungsbesuch und ein Testlauf zugrunde liegen. 

(3)  Nach Kapitel 4 Nummer 1.1 des Anhangs des Beschlusses 2008/616/JI betrifft der von der zuständigen 
Ratsarbeitsgruppe erstellte Fragebogen alle Arten des automatisierten Datenaustauschs und ist von einem 
Mitgliedstaat zu beantworten, sobald dieser davon ausgeht, dass er die Voraussetzungen für einen Austausch von 
Daten der jeweiligen Kategorie erfüllt. 

(4)  Griechenland hat den Fragebogen zum Datenschutz und den Fragebogen zum Austausch daktyloskopischer Daten 
ausgefüllt. 

(5)  Griechenland hat mit Österreich einen erfolgreichen Testlauf durchgeführt. 

(6)  Es wurde ein Bewertungsbesuch in Griechenland durchgeführt, und das österreichische Bewertungsteam hat einen 
Bericht über den Bewertungsbesuch erstellt und ihn der zuständigen Ratsarbeitsgruppe zugeleitet. 

(7)  Dem Rat wurde ein Gesamtbewertungsbericht mit einer Zusammenfassung der Ergebnisse des Fragebogens, des 
Bewertungsbesuchs und des Testlaufs zum Austausch daktyloskopischer Daten vorgelegt. 

(8)  Am 19. Juni 2017 hat der Rat festgestellt, dass die an den Beschluss 2008/615/JI gebundenen einzelnen 
Mitgliedstaaten sich darüber einig sind, dass Griechenland die allgemeinen Datenschutzbestimmungen des 
Kapitels 6 des Beschlusses 2008/615/JI vollständig umgesetzt hat. 

(9)  Daher sollte Griechenland für die Zwecke des automatisierten Abrufs daktyloskopischer Daten berechtigt sein, 
personenbezogene Daten gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(10)  Mit Artikel 33 des Beschlusses 2008/615/JI werden dem Rat Durchführungsbefugnisse zum Erlass von 
Maßnahmen übertragen, die zur Durchführung des genannten Beschlusses insbesondere für den Empfang und die 
Übermittlung personenbezogener Daten gemäß dem genannten Beschluss erforderlich sind. 
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(1) ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 1. 
(2) Stellungnahme vom 4. Oktober 2017 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(3) Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI zur Vertiefung der grenzüber

schreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABl. L 210 
vom 6.8.2008, S. 12). 



(11)  Da die Voraussetzungen für die Ausübung derartiger Durchführungsbefugnisse vorliegen und das Verfahren dafür 
eingehalten wurde, sollte ein Durchführungsbeschluss über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von 
Fahrzeugregisterdaten in Griechenland erlassen werden, um diesem Mitgliedstaat zu ermöglichen, personen
bezogene Daten gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI zu empfangen und zu übermitteln. 

(12)  Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich sind durch den Beschluss 2008/615/JI gebunden und beteiligen 
sich daher an der Annahme und Anwendung des vorliegenden Beschlusses zur Durchführung des Beschlusses 
2008/615/JI — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke des automatisierten Abrufs daktyloskopischer Daten ist Griechenland berechtigt, personenbezogene 
Daten gemäß Artikel 9 des Beschlusses 2008/615/JI ab dem 18. Oktober 2017 zu empfangen und zu übermitteln. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Dieser Beschluss wird gemäß den Verträgen angewandt. 

Geschehen zu Luxemburg am 12. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
U. REINSALU  
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BESCHLUSS (GASP) 2017/1869 DES RATES 

vom 16. Oktober 2017 

über die Beratende Mission der Europäischen Union zur Unterstützung der Reform des 
Sicherheitssektors in Irak (EUAM Iraq) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 28, Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 19. Juni 2017 erneut die unverbrüchliche Unterstützung der Union für die Einheit, Souveränität 
und territoriale Unversehrtheit Iraks bekräftigt und betont, wie wichtig Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit für die 
Stabilität in Irak sind. Der Rat hat angekündigt, dass die Union infolge des entsprechenden Ersuchens der 
irakischen Behörden die Entsendung eines europäischen Beratungs- und Unterstützungsteams für die Reform des 
Sicherheitssektors prüft, welches die Reformbemühungen in Zusammenarbeit und in Abstimmung mit anderen 
internationalen Partnern unterstützen würde. 

(2)  Am 17. Juli 2017 hat der Rat ein Krisenmanagementkonzept für eine etwaige zivile GSVP-Mission zur 
Unterstützung der Reform des Sicherheitssektors in Irak gebilligt. 

(3)  Am 24. August 2017 hat der irakische Ministerpräsident in einem Schreiben an die Hohe Vertreterin der Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher Vertreter“) die geplante Mission begrüßt. 

(4)  Aufgrund der Empfehlung des Direktors des Zivilen Planungs- und Durchführungsstabs sollte die Mission 
eingeleitet werden. 

(5)  Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) sollte unter der Verantwortung des Rates und des Hohen 
Vertreters die politische Kontrolle und die strategische Leitung der Mission wahrnehmen und die geeigneten 
Beschlüsse nach Artikel 38 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) fassen. 

(6)  Die Kapazität zur permanenten Lageüberwachung sollte für diese Mission aktiviert werden. 

(7)  Diese Mission wird in einer Situation durchgeführt, die sich verschlechtern kann und die Erreichung der Ziele des 
auswärtigen Handelns der Union nach Artikel 21 EUV behindern könnte — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Mission 

Die Union richtet eine Beratende Mission der Europäischen Union zur Unterstützung der Reform des Sicherheitssektors 
in Irak (EUAM) ein und leitet diese Mission ein. 

Artikel 2 

Ziele 

Die strategischen Ziele der EUAM Iraq sind folgende:  

1. Bereitstellung von Beratung und Fachwissen für die irakischen Behörden auf strategischer Ebene als Beitrag zur 
Umsetzung der irakischen nationalen Sicherheitsstrategie; 
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2. Analyse, Bewertung und Bestimmung von Möglichkeiten für ein potenzielles künftiges Engagement der Union zur 
Unterstützung der Bedürfnisse im Zusammenhang mit der Reform des Sicherheitssektors in Irak auf lange Sicht;  

3. Unterstützung der Delegation der Union in Irak bei der Koordinierung der Hilfe der Union und der Mitgliedstaaten 
im Bereich der Reform des Sicherheitssektors in Irak. 

Artikel 3 

Aufgaben 

(1) Um die in Artikel 2 Nummer 1 festgelegten Ziele zu erreichen, wird die EUAM Iraq 

a) den nationalen Ausschuss für Terrorismusbekämpfung bei der Umsetzung der nationalen Strategie zur Terrorismusbe
kämpfung und bei der Bestimmung von Teilstrategien und der Aufstellung von Aktionsplänen für die Umsetzung 
unterstützen; 

b)  die Direktion Planung des Innenministeriums dabei unterstützen, die institutionellen Reformen der Abteilung, 
einschließlich der Polizei, als Teil der Durchführung der nationalen Sicherheitsstrategie zu planen; 

c)  einen Beitrag zur Ausarbeitung einer nationalen Strategie zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität unter 
Federführung der Abteilung für organisierte Kriminalität des Innenministeriums leisten. 

(2) Um die in Artikel 2 Nummer 2 festgelegten Ziele zu erreichen, wird die EUAM Iraq 

a)  eine Bestandsaufnahme der laufenden Maßnahmen zur Unterstützung des zivilen Sicherheitssektors, einschließlich des 
Grenzschutzes, vornehmen sowie Lücken und Mängel aufzeigen; 

b)  in Abstimmung mit den internationalen Gebern Schlüsselprojekte bestimmen, an denen die Organe der Union oder 
die Mitgliedstaaten sich beteiligen und mit denen kurzfristig Ergebnisse erzielt werden könnten; 

c)  mittel- bis langfristige Bedürfnisse und Möglichkeiten für ein etwaiges künftiges Engagement im Bereich der Reform 
des Sicherheitssektors bestimmen und Informationen für die politisch-strategische Planung der Union für ein 
derartiges Engagement bereitstellen und diese Planung bei Bedarf unterstützen; 

d)  als Teil des Gemeinsamen Sekretariats einen Beitrag zur Verwaltung und zur Durchführung der Architektur der 
Reform des Sicherheitssektors leisten. 

(3) Die EUAM Iraq wird die Delegation der Union in Irak bei der Koordinierung der Hilfe der Union und der 
Mitgliedstaaten im Bereich der Reform des Sicherheitssektors in Irak unterstützen. 

(4) Die EUAM Iraq stellt sicher, dass die menschenrechts- und die geschlechtsspezifische Perspektive Teil ihrer 
Aufgaben sind und mit ihrer Hilfe entwickelte Strategien und Pläne im Einklang mit den internationalen 
menschenrechts- und geschlechtsspezifischen Normen und Verpflichtungen stehen. 

(5) Die EUAM Iraq stellt sicher, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität auch den Kampf 
gegen illegale Migration, Waffen- und Drogenhandel, Cyberkriminalität und den unerlaubten Handel mit Kulturgütern 
und die Zerstörung von Kulturgütern einschließen. Zu Letzterem wird eine enge Abstimmung mit allen relevanten 
Akteuren im Einsatzgebiet stattfinden, insbesondere mit der Unesco und der globalen Koalition. 

(6) Die EUAM Iraq hat keine Exekutivbefugnisse. 

Artikel 4 

Befehlskette und Struktur 

(1) Die EUAM Iraq hat eine einheitliche Befehlskette als Krisenmanagementoperation. 

(2) Die EUAM Iraq hat ihr Hauptquartier in Bagdad. 

(3) Die EUAM Iraq wird entsprechend den Planungsunterlagen aufgebaut. 
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Artikel 5 

Ziviler Operationskommandeur 

(1) Der Direktor des Zivilen Planungs- und Durchführungsstabs (CPCC) ist der Zivile Operationskommandeur für die 
EUAM Iraq. Der CPCC wird dem Zivilen Operationskommandeur für die Planung und Durchführung der EUAM Iraq zur 
Verfügung gestellt. 

(2) Der Zivile Operationskommandeur übt unter der politischen Kontrolle und strategischen Leitung des Politischen 
und Sicherheitspolitischen Komitees (PSK) und unter der Gesamtverantwortung des Hohen Vertreters der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik (Hoher Vertreter) die Befehls- und Kontrollbefugnis über EUAM Iraq auf der strategischen 
Ebene aus. 

(3) Der Zivile Operationskommandeur stellt die ordnungsgemäße und effiziente Ausführung der Beschlüsse des Rates 
sowie des PSK zur Durchführung von Einsätzen sicher und erteilt erforderlichenfalls dem Missionsleiter Weisungen auf 
strategischer Ebene, berät ihn und leistet ihm technische Unterstützung. Der Zivile Operationskommandeur erstattet dem 
Rat über den Hohen Vertreter Bericht. 

(4) Das abgeordnete Personal untersteht in jeder Hinsicht weiterhin den nationalen Behörden des abordnenden Staates 
nach Maßgabe der nationalen Vorschriften oder dem betreffenden Organ der Union bzw. dem Europäischen 
Auswärtigen Dienst (im Folgenden „EAD“). Diese Behörden übertragen dem Zivilen Operationskommandeur die 
operative Kontrolle (OPCON) über ihr Personal. 

(5) Der Zivile Operationskommandeur trägt die Gesamtverantwortung dafür, dass die Sorgfaltspflicht der Union 
einwandfrei ausgeübt wird. 

(6) Der Zivile Operationskommandeur und der Leiter der Delegation der Union in Irak konsultieren einander bei 
Bedarf. 

Artikel 6 

Missionsleiter 

(1) Herr Markus RITTER wird zum Leiter der Mission ernannt. 

(2) Der Missionsleiter übernimmt die Verantwortung für die EUAM Iraq im Einsatzgebiet und übt die Befehls- und 
Kontrollbefugnis im Einsatzgebiet aus. Der Missionsleiter untersteht unmittelbar dem Zivilen Operationskommandeur 
und leistet dessen Weisungen Folge. 

(3) Der Missionsleiter vertritt die EUAM Iraq in seinem Zuständigkeitsbereich nach außen. 

(4) Der Missionsleiter trägt die administrative und logistische Verantwortung für die EUAM Iraq, einschließlich der 
Verantwortung für die zur Verfügung der EUAM Iraq gestellten Einsatzmittel, Ressourcen und Informationen. Der 
Missionsleiter kann unter seiner Gesamtverantwortung Mitgliedern des Personals der EUAM Iraq Verwaltungsaufgaben in 
Personal- und Finanzangelegenheiten übertragen. 

(5) Der Missionsleiter übt die Disziplinargewalt über das Personal der EUAM Iraq aus. Für abgeordnetes Personal liegt 
die Zuständigkeit für Disziplinarmaßnahmen bei den nationalen Behörden des abordnenden Staates, in 
Übereinstimmung mit den nationalen Vorschriften, bei dem betreffenden Organ der Union bzw. beim EAD. 

(6) Der Missionsleiter stellt eine angemessene Außenwirkung der EUAM Iraq sicher. 

(7) Der Missionsleiter stimmt sich gegebenenfalls mit anderen Akteuren der Union im Einsatzgebiet ab. Der 
Missionsleiter erhält unbeschadet der Befehlskette vom Leiter der Delegation der Union in Irak vor Ort politische 
Handlungsempfehlungen. 
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Artikel 7 

Personal 

(1) Das Personal der EUAM Iraq wird in erster Linie von Mitgliedstaaten, den Organen der Union und dem EAD 
abgeordnet. Jeder Mitgliedstaat, jedes Organ der Union und der EAD trägt die Kosten für das jeweils von ihnen 
abgeordnete Personal, einschließlich der Kosten der Reise zum und vom Einsatzort, der Gehälter, der medizinischen 
Versorgung und anderer Zulagen als anwendbarer Tagegelder. 

(2) Der Mitgliedstaat, das Organ der Union bzw. der EAD ist dafür zuständig, jegliche von oder gegen abgeordnete 
Personalmitglieder erhobene Beschwerde im Zusammenhang mit der Abordnung zu behandeln, sowie dafür, jegliche 
gegen diese Personen zu richtende Klage zu erheben. 

(3) Die EUAM Iraq kann internationales und örtliches Personal auf Vertragsbasis einstellen, wenn der Personalbedarf 
für die erforderlichen Funktionen nicht durch von den Mitgliedstaaten abgeordnetes Personal gedeckt werden kann. 
Ausnahmsweise können in gebührend begründeten Fällen Angehörige teilnehmender Drittstaaten auf Vertragsbasis 
eingestellt werden, wenn es keine qualifizierten Bewerber aus Mitgliedstaaten gibt. 

(4) Die Beschäftigungsbedingungen für internationales und örtliches Personal sowie dessen Rechte und Pflichten 
werden in den Verträgen zwischen der EUAM Iraq und dem betreffenden Personalmitglied geregelt. 

Artikel 8 

Rechtsstellung der EUAM Iraq und ihres Personals 

Die Rechtsstellung der EUAM Iraq und ihres Personals, gegebenenfalls einschließlich der Vorrechte, Immunitäten und 
weiterer für die Durchführung und das reibungslose Funktionieren der EUAM Iraq erforderlichen Garantien, ist 
Gegenstand einer Übereinkunft, die nach Artikel 37 EUV im Einklang mit dem Verfahren nach Artikel 218 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union geschlossen wird. 

Artikel 9 

Politische Kontrolle und strategische Leitung 

(1) Das PSK nimmt unter der Verantwortung des Rates und des Hohen Vertreters die politische Kontrolle und 
strategische Leitung der EUAM Iraq wahr. Der Rat ermächtigt das PSK, hierzu die entsprechenden Beschlüsse gemäß 
Artikel 38 Absatz 3 EUV zu fassen. Diese Ermächtigung schließt die Befugnis zur Ernennung eines Missionsleiters auf 
Vorschlag des Hohen Vertreters und die Befugnis zur Änderung des Operationsplans (im Folgenden „OPLAN“) ein. Die 
Befugnisse zur Entscheidung über die Ziele und die Beendigung der EUAM Iraq verbleiben beim Rat. 

(2) Das PSK erstattet dem Rat in regelmäßigen Abständen Bericht. 

(3) Das PSK erhält regelmäßig und je nach Bedarf vom Zivilen Operationskommandeur und vom Missionsleiter 
Berichte zu den in ihre Zuständigkeitsbereiche fallenden Fragen. 

Artikel 10 

Beteiligung von Drittstaaten 

(1) Unbeschadet der Beschlussfassungsautonomie der Union und ihres einheitlichen institutionellen Rahmens können 
Drittstaaten eingeladen werden, einen Beitrag zur EUAM Iraq zu leisten, sofern sie die Kosten für das von ihnen 
abgeordnete Personal, einschließlich der Gehälter, der Versicherungen gegen alle Risiken, der Tagegelder und der Kosten 
der Reise nach und aus Irak, tragen und in angemessener Weise zu den laufenden Ausgaben der EUAM Iraq beitragen. 
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(2) Drittstaaten, die zur EUAM Iraq beitragen, haben bei der laufenden Durchführung der EUAM Iraq dieselben Rechte 
und Pflichten wie die Mitgliedstaaten. 

(3) Der Rat ermächtigt das PSK, die entsprechenden Beschlüsse über die Annahme der vorgeschlagenen Beiträge und 
über die Einrichtung eines Ausschusses der beitragenden Länder einzusetzen. 

(4) Die genauen Einzelheiten der Beteiligung von Drittstaaten werden in Übereinkünften gemäß Artikel 37 EUV 
geregelt. Schließen die Union und ein Drittstaat eine Übereinkunft über die Schaffung eines Rahmens für die Beteiligung 
jenes Drittstaats an Krisenbewältigungsoperationen der Union bzw. haben sie eine solche Übereinkunft geschlossen, so 
gelten die Bestimmungen dieser Übereinkunft für die EUAM Iraq. 

Artikel 11 

Sicherheit 

(1) Der Zivile Operationskommandeur leitet die vom Missionsleiter vorzunehmende Planung der Sicherheits
maßnahmen und stellt sicher, dass die EUAM Iraq diese Maßnahmen gemäß Artikel 5 ordnungsgemäß und effektiv 
ausführt. 

(2) Der Missionsleiter trägt die Verantwortung für die Sicherheit der EUAM Iraq und die Einhaltung der für die EUAM 
Iraq geltenden Mindestsicherheitsanforderungen im Einklang mit dem Konzept der Union für die Sicherheit des 
Personals, das im Rahmen von Titel V EUV in operativer Funktion außerhalb der Union eingesetzt ist, und dessen 
Begleitinstrumenten. 

(3) Der Missionsleiter wird von einem Missionssicherheitsbeauftragten unterstützt, der ihm Bericht erstattet und auch 
mit dem EAD in enger fachlicher Verbindung steht. 

(4) Gemäß dem OPLAN absolviert das Personal der EUAM Iraq vor Aufnahme seiner Tätigkeit ein obligatorisches 
Sicherheitstraining. Es absolviert auch regelmäßige Auffrischungsübungen im Einsatzgebiet, die vom Sicherheits
beauftragten organisiert werden. 

(5) Der Missionsleiter stellt den Schutz der EU-Verschlusssachen gemäß dem Beschluss 2013/488/EU des Rates (1) 
sicher. 

Artikel 12 

Kapazität zur permanenten Lageüberwachung 

Die Kapazität zur permanenten Lageüberwachung wird für die EUAM Iraq aktiviert. 

Artikel 13 

Rechtliche Bestimmungen 

Entsprechend den Erfordernissen der Durchführung dieses Beschlusses besitzt die EUAM Iraq die Fähigkeit, 
Dienstleistungs- und Lieferaufträge zu vergeben, Verträge und Verwaltungsvereinbarungen zu schließen, Personal 
einzustellen, Bankkonten zu führen, Vermögenswerte zu erwerben und zu veräußern, ihre Schulden zu regulieren und 
Partei in Gerichtsverfahren zu sein. 

Artikel 14 

Finanzregelung 

(1) Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUAM Iraq vom 16. Oktober 
2017 bis zum 17. Oktober 2018 beläuft sich auf 14 000 000 EUR. Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag 
für jeden darauf folgenden Zeitraum wird vom Rat festgelegt. 
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(2) Alle Ausgaben werden gemäß den für den Gesamthaushaltsplan der Union geltenden Verfahren und Vorschriften 
verwaltet. Natürliche und juristische Personen können ohne Einschränkungen an der Vergabe von Aufträgen durch die 
EUAM Iraq teilnehmen. Darüber hinaus gelten für die von der EUAM Iraq erworbenen Güter keinerlei Ursprungsregeln. 
Vorbehaltlich der Zustimmung der Kommission kann die EUAM Iraq mit den Mitgliedstaaten, dem Gaststaat, 
teilnehmenden Drittstaaten und anderen internationalen Akteuren technische Vereinbarungen über die Beschaffung von 
Ausrüstungen, Dienstleistungen und Räumlichkeiten für die EUAM Iraq schließen. 

(3) Die EUAM Iraq trägt die Verantwortung für die Ausführung ihres Haushalts. Zu diesem Zweck unterzeichnet die 
EUAM Iraq eine Vereinbarung mit der Kommission. 

(4) Die EUAM Iraq erstattet der Kommission in vollem Umfang über die im Rahmen der Vereinbarung 
unternommenen Tätigkeiten Bericht und unterliegt diesbezüglich deren Aufsicht. 

(5) Die Vereinbarung trägt der Befehlskette gemäß den Artikeln 4, 5 und 6 sowie den operativen Erfordernisse der 
EUAM Iraq Rechnung. 

(6) Die Ausgaben im Zusammenhang mit der EUAM Iraq können ab dem Tag der Annahme dieses Beschlusses 
getätigt werden. 

Artikel 15 

Kohärenz der Reaktion der Union und Koordinierung 

(1) Der Hohe Vertreter stellt die Kohärenz der Durchführung dieses Beschlusses mit dem außenpolitischen Handeln 
der Union insgesamt sicher, einschließlich der Entwicklungsprogramme der Union. 

(2) Unbeschadet der Befehlskette handelt der Missionsleiter in enger Abstimmung mit der Delegation der Union in 
Irak, um die Kohärenz der Maßnahmen der Union in Irak sicherzustellen. 

(3) Der Missionsleiter stimmt sich eng mit den in Irak vertretenen Leitern der Vertretungen der Mitgliedstaaten ab. 

Artikel 16 

Weitergabe von Informationen 

(1) Der Hohe Vertreter ist befugt, als EU-Verschlusssachen bis zum Geheimhaltungsgrad „CONFIDENTIEL UE/EU 
CONFIDENTIAL“ eingestufte Informationen, die für die Zwecke der EUAM Iraq generiert werden, gemäß dem 
Beschluss 2013/488/EU soweit erforderlich und entsprechend den Erfordernissen der EUAM Iraq an Drittstaaten, die sich 
an dem vorliegenden Beschluss beteiligen, weiterzugeben. 

(2) Im Falle eines speziellen und unmittelbaren operativen Erfordernisses ist der Hohe Vertreter ferner befugt, als 
EU-Verschlusssachen bis zum Geheimhaltungsgrad „RESTREINT UE/EU RESTRICTED“ eingestufte Informationen, die für die 
Zwecke der EUAM Iraq generiert wurden, gemäß dem Beschluss 2013/488/EU an den Gaststaat weiterzugeben. Zu 
diesem Zweck werden Vereinbarungen zwischen dem Hohen Vertreter und den zuständigen Behörden des Gaststaats 
getroffen. 

(3) Der Hohe Vertreter ist befugt, an Drittstaaten, die sich an dem vorliegenden Beschluss beteiligen, alle für die 
EUAM Iraq relevanten Beratungsdokumente des Rates weiterzugeben, die nicht als EU-Verschlusssachen eingestuft sind 
und der Geheimhaltungspflicht nach Artikel 6 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Rates (1) unterliegen. 

(4) Der Hohe Vertreter kann die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Befugnisse und die Befugnis, die 
Vereinbarungen zu schließen, an ihm unterstellte Personen, den Zivilen Operationskommandeur und den Missionsleiter 
nach Maßgabe von Anhang VI Abschnitt VII des Beschlusses 2013/488/EU delegieren. 
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(1) Beschluss 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Geschäftsordnung (ABl. L 325 vom 11.12.2009, S. 35). 



Artikel 17 

Inkrafttreten und Geltungsdauer 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Er gilt bis zum 17. Oktober 2018. 

Geschehen zu Luxemburg am 16. Oktober 2017. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2017/1870 DER KOMMISSION 

vom 16. Oktober 2017 

über die Veröffentlichung der Fundstelle der europäischen Norm für die elektronische 
Rechnungsstellung und die Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über die 
elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen (1), insbesondere Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 2 
Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Richtlinie 2014/55/EU soll die Nutzung der elektronischen Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen 
durch die Gewährleistung der semantischen Interoperabilität und die Verbesserung der Rechtssicherheit gefördert 
werden. Die Vorteile der elektronischen Rechnungsstellung werden maximiert, wenn die Erstellung, Versendung, 
Übermittlung, Entgegennahme und Verarbeitung einer Rechnung vollständig automatisiert werden können. Die 
Nutzung einer gemeinsamen europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und die Festlegung 
einer Liste mit einer begrenzten Anzahl von Syntaxen garantieren, dass diese Vorteile im Rahmen des 
Binnenmarktes erzielt werden. 

(2)  Nach Artikel 3 der Richtlinie 2014/55/EU beauftragte die Kommission die europäischen Normungsorganisationen 
mit der Erarbeitung der europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung und der damit verbundenen 
Produkte, darunter die Liste von Syntaxen, basierend auf dem Normungsauftrag vom 10. Dezember 2014  
(C(2014) 7912 final (2)). 

(3)  Am 28. Juni 2017 veröffentlichte das Europäische Komitee für Normung (CEN) die europäische Norm 
EN 16931-1-2017, Elektronische Rechnungsstellung — Teil 1: Semantisches Datenmodell der Kernelemente einer 
elektronischen Rechnung und die Liste von Syntaxen CEN/TS 16931-2-2017, Elektronische Rechnungsstellung — 
Teil 2: Liste der Syntaxen, die die EN 16931-1 erfüllen, nach dem CEN-Klassifikationssystem. 

(4)  Die damit zusammenhängenden, vom CEN entwickelten Produkte zur Unterstützung der Umsetzung der 
europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung sind auf der CEN-Website abrufbar. 

(5)  Die Kommission hat gemäß Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 5 der Richtlinie 2014/55/EU die europäische Norm 
für die elektronische Rechnungsstellung auf ihre praktische Anwendbarkeit für den Endnutzer getestet. Der Test 
ergab, dass die Europäische Norm EN 16931-1-2017 praxistauglich ist und den Kriterien in Artikel 3 Absatz 1 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 2014/55/EU entspricht, insbesondere den Kriterien der Zweckmäßigkeit, der 
Benutzerfreundlichkeit und der möglichen Umsetzungskosten. Der Bericht über das Ergebnis dieses Tests wurde 
dem Europäischen Parlament und dem Rat am 11. Oktober 2017 vorgelegt. 

(6)  Um sicherzustellen, dass elektronische Rechnungen baldmöglichst entsprechend der Norm für die elektronische 
Rechnungsstellung und die damit zusammenhängenden Syntaxen empfangen und bearbeitet werden, sollte dieser 
Beschluss am ersten Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten. 

(7)  Die Fundstelle der Norm EN 16931-1:2017, Elektronische Rechnungsstellung — Teil 1: Semantisches 
Datenmodell der Kernelemente einer elektronischen Rechnung und die Liste von Syntaxen CEN/TS 16931-2- 
2017, Elektronische Rechnungsstellung — Teil 2 sollte daher im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
werden — 

17.10.2017 L 266/19 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 133 vom 6.5.2014, S. 1. 
(2) Durchführungsbeschluss der Kommission C(2014) 7912 final vom 10. Dezember 2014 über einen an die europäischen Normungsorga

nisationen gerichteten Normungsauftrag betreffend eine europäische Norm für die elektronische Rechnungsstellung und ein Paket 
sekundärer Normungsprodukte gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (M/528). 



HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Fundstelle der Europäischen Norm für die elektronische Rechnungsstellung EN 16931-1:2017, „Elektronische 
Rechnungsstellung — Teil 1: Semantisches Datenmodell der Kernelemente einer elektronischen Rechnung“ und die Liste 
von Syntaxen mit der Bezugsnummer „CEN/TS 16931-2-2017, Elektronische Rechnungsstellung — Teil 2: Liste der 
Syntaxen, die die EN 16931-1 erfüllen“, entsprechend dem Anhang dieses Beschlusses, wird hiermit veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der 18. April 2019 ist die endgültige Frist für das Inkrafttreten der in Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Richtlinie 
2014/55/EU genannten Maßnahmen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am ersten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 16. Oktober 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

LISTE VON SYNTAXEN 

Die in Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 2014/55/EU genannte Liste von Syntaxen wird von CEN in Abschnitt 7 von 
CEN/TS 16931-2-:2017, veröffentlicht am 28. Juni 2017, vorgelegt. 

Es handelt sich um die beiden folgenden Syntaxen:  

1. UN/CEFACT Cross Industry Invoice XML message gemäß XML Schemas 16B (SCRDM — CII) (1).  

2. UBL für Rechnungen und Gutschriften gemäß ISO/IEC 19845:2015 (2).  
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(1) Diese Dokumente werden von der UNECE (Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa) zur Verfügung gestellt unter 
http://www.unece.org/cefact/xml_schemas/index 

(2) Diese Dokumente werden von Oasis UBL (Universal Business Language) zur Verfügung gestellt unter http://docs.oasis-open.org/ubl/cs1- 
UBL-2.1/UBL-2.1.pdf 

http://www.unece.org/cefact/xml_schemas/index
http://docs.oasis-open.org/ubl/cs1-UBL-2.1/UBL-2.1.pdf
http://docs.oasis-open.org/ubl/cs1-UBL-2.1/UBL-2.1.pdf
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